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Umrechnunaskurfe für die Amſatz⸗Ausgleichſteuer und für die Leuchtmittelſteuer 
($ 1 der Verordnung vom 9. April 1936 — NG Bl. I S. 368, R3 Bl. 6.137 — 89 Abſ. 2 der Durchführungsbeſtimmungen 
zum Leuchtmittelſteuergeſetz) 
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Staat Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 
Me fe Ba an ne m el 
Agypten 1 ägypt. Pfund 12805 | Großbritannien ... 1 Pfund Sterling 12,505 
Argentinien 1 Papierpeſo 0,679 TRUG 20 2 Go ee 100 Rials 15,54 
(= 0,44 Goldpeſo) Slelanv en. ee 100 Kronen 56,06 
Auſtralien Kurs für telegraphiſche Stahene e en. 100 Lire 19,57 
Auszahlung Großbritan⸗ Tel 1 Den 0,729 
nien abzüglich 20%s vom Jugoſlawien 100 Dinar 5,666 
j Hundert Gand 100 Lats 81,08 
Beis! 100 Belga 42,08 ee Bose as: 100 Litas 41,98 
(= 500 belg. Franken) 2 Luxemburg 500 Franken 52,60 
Bräſilſenßn 1 Milreis 9,7144 Wii! 100 Peſos 69,— 
Britiſch⸗Hongkong 100 Dollar 80,60 Neuſeeland Kurs für telegraphiſche 
Britiſch⸗Indien 100 Rupien Auszahlung Großbritan⸗ 
(2 7,4 Pfund Sterling) nien abzüglich 19 ¾ vom 
Britiſch Straits 100 Dollar 146,50 Hundert 
Settlements Niederlande 100 Gulden 169,41 
Bulgarien 100 Lewa 3,053 Niederländiſch⸗ Kurs für telegraphiſche 
Ca nadaæaa 1 kanad. Dollar 2,483 Indien Auszahlung Niederlande 
i e e 100 Peſos 13,— zuzüglich / vom Hundert 
China-Shanghai 100 Dollar 74,8 0 Norwegen 100 Kronen 62,2 
Dane: 100 Kronen 55,82 terre 100 Schilling 49,05 
Se 100 Gulden 46,90 Paläſtina (Paläſtina⸗Pfunde): 
Send 100 eſtn. Kronen 68,07 Kurs für telegraphiſche 
Numlandı ? 100 Fmk. 5,511 Auszahlung Großbritan⸗ 
Frankreichche 100 Francs 16,455 nien zuzüglich / vom 
Griechenland 100 Drachmen 2,357 Hundert 1 
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Staat Einheit Reichsmark Staat Einheit Reichsmark 

RTL eee eee 100 Soles 62,50 Tſchechoſlowakei 100 Kronen 10,305 
We 100 Zloty 46,90 Det 1 türk. Pfund 1,982 
el aaa 100 Escudos Ws | Nein Sosoogeoe 100 Pengö 73,42 
Rumänien 100 Lei 2,492 Union der Sozialiſt. 100 Sowjet⸗Nubel 49,36 
Schdedd 100 Kronen 64,44 Sowjetrepubliken (3 franz. Francs 
Schbdee;ß; 100 Franken 81,34 — 1] Somjet-Rubeh 
SWS bancnocc 100 Peſeten 34,01 wur a 
Südafrikaniſche | (1 Südafrik. Pfund): | 12,42 N dd 1 Goldpeſo 1,271 

Union und Süd⸗ Vereinigte Staaten 1 Dollar 2,486 

weſt⸗Afrika von Amerika 


J. Allgemeine Sachen, die Zölle und Verbrauchsabgaben 
gemeinſchaſtlich betreffen 


Verordnung über die geſchäftsmäßige Hilfeleiſtung 
in Deviſenſachen. 
Vom 29. Juni 1936.) 


Auf Grund von Artikel 5 des Geſetzes zur Ver⸗ 
hütung von Mißbräuchen auf dem Gebiete der 
Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1478) wird verordnet: 


Set 

(1) Perſonen, die in fremden Deviſenſachen ge- 
ſchäftsmäßig Hilfe leiſten, bedürfen dazu der vor⸗ 
herigen Erlaubnis des Präſidenten des Landes⸗ 
finanzamts (Devifenftelle); als Deviſenſachen im 
Sinne dieſer Verordnung gelten auch Angelegen⸗ 
heiten der Verordnung über den Warenverkehr vom 
4. September 1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 816). 


(2) Die Erlaubnis gewährt die Befugnis, vor⸗ 
behaltlich der auf Grund von § 5 etwa angeordneten 
Beſchränkungen im geſamten Reichsgebiet in fremden 
Deviſenſachen einſchließlich der Deviſenſtrafſachen 
geſchäftsmäßig Rat zu erteilen und vor den mit 
deviſenwirtſchaftlichen Aufgaben betrauten Stellen 
als Bevollmächtigter oder Beiſtand aufzutreten. 


(3) Perſonen, denen die Erlaubnis erteilt worden 
iſt, dürfen Rechtsangelegenheiten und Steuerſachen 
erledigen, die mit Deviſenſachen, mit denen ſie befaßt 
ſind, in unmittelbarem Zuſammenhang ſtehen. 

(4) Für die Erſtattung wiſſenſchaftlich begründeter 
Gutachten bedarf es der Erlaubnis nicht. 


82 
Einer Erlaubnis gemäß § bedürfen nicht: 


1. Behörden, Dienſtſtellen der NSDAP und 
ihrer Gliederungen, Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts ſowie die der NSDAP an⸗ 
eſchloſſenen Verbände, ſoweit ſie im Rahmen 
ihrer Zuſtändigkeit Hilfe in Deviſenſachen 
leiſten 

2. Rechtsanwälte, Notare, Verwaltungsrechts⸗ 
räte, Patentanwälte, allgemein zugelaſſene 
Steuerberater und öffentlich beſtellte Wirt⸗ 
ſchaftsprüfer; 

.) REBL.I S. 521 — Inkraftgetreten am 1. Juli 1936 


3. Genoſſenſchaften, genoſſenſchaftliche Prüfungs⸗ 
verbände und deren Spitzenverbände ſowie 
genoſſenſchaftliche Treuhand- und ähnliche 
genoſſenſchaftliche Stellen, ſoweit fie im Rah⸗ 
men ihres Aufgabenbereichs für ihre Mit⸗ 
glieder, die ihnen angehörenden genoſſenſchaft⸗ 
lichen Einrichtungen oder die Mitglieder oder 
Einrichtungen der ihnen angehörenden Ge⸗ 
noſſenſchaften Hilfe in Devifenfachen leiſten; 

4. auf berufsſtändiſcher oder ähnlicher Grundlage 
gebildete Vereinigungen oder Stellen, ſoweit 
ſie im Rahmen ihres Aufgabenbereichs für 
ihre Mitglieder Hilfe in Deviſenſachen leiſten. 


83 


(1) Die Vorſchriften dieſer Verordnung ftehen 
dem nicht entgegen, 


1. daß Verwahrer und Verwalter fremden oder 
zu treuen Händen oder zu Sicherungszwecken 
übereigneien Vermögens und für ähnliche 
Aufgaben behördlich eingeſetzte Perſonen hin⸗ 
ſichtlich des verwahrten oder verwalteten Ver⸗ 
mögens Deviſenſachen beforgen; 

2. daß Deviſenbanken (§ 6 Abſ. 8 des Geſetzes 
über die Derviſenbewirtſchaftung vom 
4. Februar 1935 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 106) 
im Rahmen ihres Geſchäftsbetriebes Deviſen⸗ 
ſachen beforgen; 


3. daß Handelsfirmen in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit einem Geſchäft, das zu 
ihrem Handelsgewerbe gehört, Deviſenſachen 
für ihre Kunden beſorgen; 


4. daß Angeſtellte Deviſenſachen ihres Dienſt⸗ 
herrn erledigen; 


5. daß Angeſtellte, die bei Perſonen oder 
Stellen der in den §§ 1, 2, 3 Abf. 1 Ziffern 1 
bis 3 bezeichneten Art beſchäftigt ſind, 
im Rahmen dieſes Anſtellungsverhältniſſes 
Deviſenſachen erledigen. 


(2) Die im Abſ. 1 bezeichneten Befugniſſe dürfen 
nicht zu einer Umgehung des Erlaubniszwanges 
mißbraucht werden. 
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84 
(1) Die Erlaubnis wird von dem Präſtdenten 
des Landesfinanzamts (Deviſenſtelle) erteilt, der 
für den Wohnſitz des Geſuchſtellers zuſtändig iſt. 
(2) Gegen die Verſagung der Erlaubnis iſt die 
Beſchwerde an den Reichswirtſchaftsminiſter zuläſſig. 


85 

(1) Die Erlaubnis kann auf ein beſtimmtes 
räumliches Gebiet oder auf die Tätigkeit bei 
beſtimmten, mit deviſenwirtſchaftlichen Aufgaben 
betrauten Stellen oder auf beſtimmte Sachgebiete 
beſchränkt werden. Dies kann auch nachträglich 
geſchehen. 

(2) Soll die Erlaubnis auch die Befugnis zum 
Auftreten vor einer Überwachungsſtelle gewähren, 
ſo hat ſich der Präſident des Landesfinanzamts vor 
der Erteilung nach näherer Anweiſung, die der 
Reichswirtſchaftsminiſter im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
erläßt, mit dem betreffenden Reichsbeauftragten 
ins Einvernehmen zu ſetzen. 


86 
Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn der 
Geſuchſteller die für den Beruf erforderliche Zuver⸗ 
läſſigkeit und perſönliche Eignung ſowie genügend 
Sachkunde beſitzt und das Bedürfnis nicht bereits 
durch eine hinreichende Zahl von Deviſenberatern 
oder von Perſonen, die unter § 2 Abſ. 1 Ziffer 2 
fallen, gedeckt iſt. 
87 


Die Erlaubnis wird Perſonen, die das 25. Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet haben, nicht erteilt. 


88 
(1) Juden wird die Erlaubnis nicht erteilt. 


(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter kann auf An⸗ 
trag Juden und jüdiſchen Vereinigungen, die zur För⸗ 
derung der Auswanderung von Juden tätig wer⸗ 
den, die Erlaubnis zur Hilfeleiſtung in Deviſen⸗ 
ſachen jüdiſcher Auswanderer erteilen. 


89 

(1) Juriſtiſchen Perſonen, insbeſondere Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung, ſoll die Erlaub⸗ 
nis nur erteilt werden, wenn beſondere Umſtände 
für dieſe Rechtsform der Betriebsführung ſprechen. 
Dies gilt nicht, wenn die im §1 Abſ. 2 bezeichnete 
Tätigkeit bereits vor dem 18. Dezember 1935 in 
dieſer Form ausgeübt worden iſt. 


(2) Bei juriſtiſchen Perſonen ſowie bei offenen 
Handelsgeſellſchaften und ähnlichen Vereinigungen 
ermächtigt die Erlaubnis nur zur Berufsausübung 
durch die in der Erlaubnis namentlich bezeichneten 
Perſonen. 

810 


(1) Der Geſuchſteller hat feine Sachkunde und 
Eignung durch genaue Angaben über ſeinen Aus- 
bildungsgang und feine bisherige berufliche Tätig⸗ 


keit darzulegen und, ſoweit möglich, durch Lehr⸗ 
und Prüfungszeugniſſe, Zeugniſſe ſeiner bisherigen 
Arbeitgeber und dergleichen zu belegen. 

(2) Außer den im Abſ. 1 bezeichneten Belegen find 
dem Geſuch ein handſchriftlicher Lebenslauf ſowie 
Nachweiſungen über die Staatsangehörigkeit und die 
Abſtammung des Geſuchſtellers beizufügen. 


(3) In dem Geſuch iſt anzugeben, ob der Antrag⸗ 
ſteller ſeine Tätigkeit auf beſtimmte Aufgaben zu 
beſchränken und auch vor einer oder mehreren Über- 
wachungsſtellen aufzutreten beabſichtigt. 


(4) Bei juriſtiſchen Perſonen und Perſonenver⸗ 
einigungen iſt in dem Geſuch anzugeben, welche ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter oder leitenden Angeſtellten die 
Hilfeleiſtung in Deviſenſachen tatſächlich ausüben 
ſollen. 

811 


Die Frage des Bedürfniſſes iſt unter Berück⸗ 
ſichtigung der Verhältniſſe des Ortes, in dem der 
Geſuchſteller feinen Wohnſitz hat, und des näheren 
Wirtſchaftsgebietes, dem der Ort angehört, zu be⸗ 
urteilen. Es iſt dabei einerſeits auf Zahl, Art und 
Zuſammenſetzung der Bevölkerung und andererſeits 
auf die bereits vorhandenen Möglichkeiten zur Befriedi⸗ 
gung des Bedürfniſſes Rückſicht zu nehmen. Daß der 
Geſuchſteller Ausſicht hat, ſich durch Beziehungen 
und dergleichen für ſeine Perſon ein hinreichendes 
Tätigkeitsfeld zu beſchaffen, genügt nicht, um das 
Bedürfnis zu bejahen. 


912 


Für die Erteilung der Erlaubnis wird eine Ge⸗ 
bühr nicht erhoben. 


913 


(1) Perſonen, denen die Erlaubnis gemäß § 1 er⸗ 
teilt worden iſt, find befugt, die Bezeichnung „Deviſen⸗ 
berater“ zu führen; die Führung von anderen Be⸗ 
zeichnungen iſt nicht ſtatthaft. 

(2) Perſonen, denen die Erlaubnis nach § 5 be 
ſchränkt erteilt wird, können für eine Beſchränkung 
der Berufsbezeichnung Weiſungen gegeben werden. 


914 


Die Erlaubnis erliſcht, wenn der Geſuchſteller 
ſeine Tätigkeit nicht binnen drei Monaten ſeit Er⸗ 
teilung der Erlaubnis aufnimmt. 


815 


(1) Die Erlaubnis zur Hilfeleiſtung in Deviſen⸗ 
ſachen verpflichtet zur redlichen, gewiſſenhaften und 
ordnungsmäßigen Führung der übernommenen Ge⸗ 
ſchäfte und zur Geheimhaltung der Tatſachen, die 
dem Deviſenberater bei berufsmäßiger Ausübung 
ſeiner Tätigkeit anvertraut oder zugänglich werden. 

(2) Unzuläſſig iſt die Mitwirkung in Angelegen⸗ 
heiten, bei denen erkennbar unerlaubte oder unlautere 
Zwecke verfolgt werden. Unzuläſſig iſt ferner eine 
Tätigkeit, nachdem eine ſolche bereits für einen 
anderen Beteiligten in einem entgegengeſetzten Sinne 
ausgeübt war. 
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(3) Verboten iſt, unaufgefordert Dritten in 
ſchriftlichen, mündlichen oder ſonſtigen Ankündi⸗ 
gungen Dienſte der im § 1 Abſ. 2 bezeichneten Art 
anzubieten. 


816 


(1) Zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung ge⸗ 
hört, daß die ſich auf die einzelnen Angelegenheiten 
beziehenden Schriftſtücke geordnet aufbewahrt wer⸗ 
den und über die Angelegenheiten ein fortlaufendes 
Verzeichnis geführt wird, aus dem die Auftraggeber 
und ihre Anſchriften erſichtlich ſind, ferner, daß über 
die geforderten und bezahlten Vergütungen ſowie 
über die Einnahme und die Verwendung fremder 
Gelder Buch geführt wird. 

(2) Schriftſtücke, die an Behörden oder Dritte ge⸗ 
richtet werden, haben auch, wenn ſie von dem Auf⸗ 
traggeber unterzeichnet ſind, auf der erſten Seite 
Namen und Anſchrift des Verfaſſers zu tragen. 


(3) Der Reichswirtſchaftsminiſter kann weitere 
Richtlinien für die Geſchäftsführung geben. 


817 
Der Präſident des Landesfinanzamts (Deviſen⸗ 
ſtelle) iſt zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geſchäftsführung durch ſeine Beamten oder durch 
von ihm beauftragte Perſonen befugt. 


818 
(1) Der Präfident des Landesfinanzamts (Devi⸗ 
ſenſtelle) kann die Erlaubnis widerrufen, 


1. wenn Tatſachen eintreten oder nachträglich 
bekannt werden, die eine Verſagung der Er⸗ 
laubnis rechtfertigen; wegen mangelnden Be⸗ 
dürfniſſes darf jedoch die Erlaubnis nicht 
widerrufen werden; 

2. wenn die Tätigkeit tatſächlich ein Jahr nicht 
ausgeübt wird 

3. wenn die auf Grund des § 5 angeordneten 
Einſchränkungen der Erlaubnis nicht beachtet 
werden 


4. wenn den Vorſchriften über die Führung der 
Berufsbezeichnung der Deviſenberater zu⸗ 
widergehandelt wird; 

5. wenn den Vorſchriften des § 15 zuwidergehan⸗ 
delt wird. 


(2) Vor der Entſcheidung iſt der Deviſenberater 
zu hören. Der Widerruf wird, wenn der Präſident 
des Landesfinanzamts (Deviſenſtelle) eine Friſt zur 
Abwicklung der Tätigkeit nicht gewährt, mit der 
Zuſtellung der Verfügung wirkſam. 


(3) Gegen die Entſcheidung iſt Beſchwerde an den 
Reichswirtſchaftsminiſter zuläſſig. Die Beſchwerde 
hat keine aufſchiebende Wirkung. 


9 19 


(1) Der Präſident des Landesfinanzamts (Devi- 
ſenſtelle) kann den im § 3 Abſ. 1 genannten Per- 


ſonen und Firmen die Beſorgung von Deviſenſachen 
unterſagen, wenn die im § 3 Abſ. 1 bezeichneten Be⸗ 
fugniſſe zu einer Umgehung des Exlaubniszwanges 
mißbraucht werden. § 18 Abſ. 2 und 3 gelten ent- 
ſprechend. 


(2) Der Reichswirtſchaftsminiſter kann im Ein⸗ 
vernehmen mit den beteiligten Reichsminiſtern den 
im § 2 Ziffern 3 und 4 bezeichneten Vereinigungen 
und Stellen die Hilfeleiſtung in Deviſenſachen unter- 
ſagen. § 18 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


9 20 


Wer, ohne im Beſitz der nach $1 erforderlichen 
Erlaubnis zu fein, in fremden Deviſenſachen ge⸗ 
ſchäftsmäßig Hilfe leiſtet, wird mit Geldſtrafe be⸗ 
ſtraft. 


821 
(1) Ein Deviſenberater, der unbefugt ein fremdes 
Geheimnis offenbart, das ihm bei berufsmäßiger 
Ausübung ſeiner Tätigkeit anvertraut worden oder 
zugänglich geworden iſt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr und mit Geldſtrafe oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft. 


(2) Dem Devifenberater ſtehen feine berufsmäßi⸗ 
gen Gehilfen gleich. Ebenſo wird beftraft, wer nach 
em Tode des zur Wahrung des fremden Geheim⸗ 
niſſes nach Abſ. 1 Verpflichteten das von dem Ver⸗ 
ſtorbenen oder aus deſſen Nachlaß erlangte Geheim⸗ 
nis unbefugt veröffentlicht. 


(3) Der Täter iſt ſtraffrei, wenn er ein ſolches 
Geheimnis zur Erfüllung einer Rechtspflicht oder 
ſittlichen Pflicht oder ſonſt zu einem nach geſundem 
Volksempfinden berechtigten Zweck offenbart und 
wenn das bedrohte Rechtsgut überwiegt. 


(4) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


822 
(1) Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


(2) Perſonen, die bereits vor dieſem Zeitpunkt 
geſchäftsmäßig in fremden Deviſenſachen Hilfe ge⸗ 
leiſtet haben, können ihre Tätigkeit nach Maßgabe 
der bisherigen Vorſchriften bis zur Entſcheidung 
über ihre Zulaſſung fortſetzen, wenn fie die Erlaub⸗ 
nis innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten die⸗ 
ſer Verordnung nachſuchen. 


Berlin, den 29. Juni 1936. 


Der Reichswirtſchaftsminiſter 
Mit der Führung der Geſchafte beauftragt: 
Dr. Hjalmar Schacht 


Präſident des Reichsbankdirektoriums 
O 1729 — 865 II 
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Der Reichs und Berlin I 8, den 2. Juli 1936 
Preußiſche Wirtſchaftsminiſter Behrenſtr. 43 
VI(Dev.)229/36-ILR 12622/36 


Zugleich 
Runderlaß der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung 


90/36 D. St. 5 

x 33/36 UDe St. vom 2. Juli 1936. 

Betrifft: VII 4; VI 4,6 VII 3: Zulaſſung von 
Devifenberatern; Ausführung der 
Verordnung über die geſchäftsmä⸗ 
ßige Hilfeleiſtung in Deviſenſachen 
vom 29. Juni 1936. 


Durch die vorſtehende Verordnung über die geſchäfts 
mäßige Hilfeleiſtung in Deviſenſachen vom 29. Juni 1936, 
die im Reichsgeſetzbl. I S. 524 veröffentlicht worden und 
am 1. Juli 1936 in Kraft getreten iſt, iſt die Zulaſſung 
von Deviſenberatern neu geregelt worden. Unter Auf- 
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hebung des Runderlaſſes um und des Allgemeinen 
85/35 D. St. 
Erlaſſes nz vom 9.2.35 —Dev. A 8590/35 — be- 


ſtimme ich zur Ausführung dieſer Verordnung im Einver⸗ 
nehmen mit dem Herrn Reichs- und Preußiſchen Miniſter 
für Ernährung und Landwirtſchaft folgendes: 


J. Umfang und Bedeutung der Erlaubnis zur 
Hilfeleiſtung in Deviſenſachen 


1. Im Gegenſatz zu der bisherigen Regelung, die eine 
formloſe Zulaſſung als Deviſenberater vorſah, kann Fünf- 
tighin als Deviſenberater nur derjenige tätig werden, dem 
gemäß § 1 die förmliche Erlaubnis erteilt worden 
iſt, geſchäftsmäßig in fremden Deviſenſachen Hilfe zu 
leiſten. Perſonen, die, ohne im Beſitz dieſer Erlaubnis zu 
ſein, in fremden Deviſenſachen geſchäftsmäßig Hilfe 
leiſten, machen ſich in Zukunft nach 8 20 der BD. ftraf- 
bar. Eine geſchäftsmäßige Hilfeleiſtung liegt, wie $ 1 Abſ. 2 
klarſtellt, ſowohl dann vor, wenn eine beratende Tätig. 
keit ausgeübt wird, als auch dann, wenn jemand für 
einen anderen bei den Behörden als Bevollmächtigter oder 
Beiſtand auftritt, d. h. mündlich verhandelt oder ſchrift⸗ 
lich Anträge einreicht. 


2. Auf Grund der Erlaubnis können alle Deviſenſachen, 
das ſind Angelegenheiten, die unmittelbar oder mittelbar 
durch das Deviſengeſetz oder ſeine Durchführungsvor⸗ 
ſchriften berührt werden, beſorgt werden, gleichgültig in 
welches Arbeitsgebiet einer Deviſenbehörde ſie fallen. 
Deviſenſachen find daher auch die den Überwachungs⸗ 
ſtellen auf Grund von 83 des Deviſengeſetzes übertragenen 
deviſenwirtſchaftlichen Aufgaben. Als Deviſenſachen gelten 
aber auch gemäß § 1 Abf. 1 der VO. die Angelegenheiten 
der VO. über den Warenverkehr vom 4. 9. 34, ſoweit fie 
die Tätigkeit der Überwachungsſtellen bei der Bewirtſchaf⸗ 
tung der Waren betreffen. Um die Beſorgung der in die 
Zuständigkeit der Überwachungsſtellen fallenden Angele 
genheiten beſonders zu überwachen und in einem den 
tatſächlichen Bedürfniſſen entſprechenden Rahmen zu hal 
ten, ift in $5 Abſ. 2 der VO. die Zulaſſung zum Auf: 
treten vor den Überwachungsſtellen beſonders geregelt 
(näheres darüber vgl. unten IV). 


Nicht als Deviſenſachen im Sinne dieſer Verordnung 
ſind die Angelegenheiten anzuſehen, die zur Zuſtändigkeit 
der auf Grund des § 42 der Erſten VO. zur Durchfüh⸗ 
rung des Geſetzes zur Vorbereitung des organiſchen Auf- 
baues der deutſchen Wirtſchaft vom 27. 11. 34 (Keichs⸗ 
geſetzbl. I S. 1194) errichteten Prüfungsſtellen gehören; 
denn die von den Prüfungsſtellen hinſichtlich der Aus⸗ 
fuhrförderung getroffenen Entſcheidungen betreffen nicht 
Rechtsangelegenheiten, ſondern nur rein wirtſchaftliche 


Vorgänge. Solche Angelegenheiten werden durch das Ge⸗ 
ſetz zur Verhütung von Mißbräuchen auf dem Gebiet der 
Nechtsberatung vom 13. 12. 1935 und dementſprechend 
durch dieſe Verordnung nicht berührt. 


3. Mit Rückſicht auf die örtlich und fachlich verſchieden 
geſtaltete Zuſtändigkeit der Deviſenbehörden iſt die Aus- 
übung der Deviſenberatung auf Grund der Erlaubnis 
nicht auf einen örtlichen Bezirk beſchränkt, ſondern im 
geſamten Reichsgebiet ſtatthaft (§ 1 Abſ. 2 der VO.), 
falls nicht eine Beſchränkung auf ein beſtimmtes 
räumliches Gebiet bei der Erteilung der Erlaubnis 
oder nachträglich erfolgt (8 5 Abſ. 1 der BH.) Eine 
ſolche Beſchränkung ift in der Regel nicht, ſondern nur 
dann vorzunehmen, wenn der Geſuchſteller dies beantragt 
oder wenn aus ſeinen Angaben in dem Zulaſſungsgeſuch 
hervorgeht, daß ſeine Tätigkeit in keinem Fall über einen 
beſtimmten Bezirk hinausgehen wird; in zweifelhaften 
Fällen iſt dies durch eine Rückfrage an den Geſuchſteller 
zu klären. 

Dagegen wird die in § 5 Abſ. vorgeſehene Be⸗ 
ſchränkung auf die Tätigkeit nur bei beſtimmten 
Deviſenbehörden (etwa nur den Deviſenſtellen) häu⸗ 
figer in Frage kommen. In beſonderen Fällen kann auch 
eine Beſchränkung auf beſtimmte Sachgebiete (etwa nur 
den Kapital- und Wertpapierverkehr oder die Auswan. 
derung) in Frage kommen. Deshalb iſt den durch 8 10 
Abſ. 3 der VO. vorgeſchriebenen Angaben des Geſuch⸗ 
ſtellers beſonderes Augenmerk zu ſchenken und erforder- 
lichenfalls durch Rückfragen zu klären. Ergibt ſich aus 
dieſen Angaben, daß der Geſuchſteller auch vor einer oder 
mehreren Überwachungsſtellen aufzutreten beabſichtigt, ſo 
iſt gemäß den unten in IV aufgeſtellten Weiſungen zu 
verfahren; dies gilt nicht, wenn der Geſuchſteller in An⸗ 
gelegenheiten, die zur Zuſtändigkeit der Überwachungs⸗ 
ſtellen gehören, nur eine beratende Tätigkeit auszuüben 
wünſcht. 


II. Perſonen und Stellen, die einer 
Erlaubnis nicht bedürfen 


1. Entſprechend den im Geſetz zur Verhütung von Miß⸗ 
bräuchen auf dem Gebiet der Rechtsberatung vorgeſehenen 
Befreiungen von dem Erlaubniszwang find in § 2 der 
BO. eine Reihe von Perſonen und Stellen, die bereits 
einer Aufſicht im Rahmen von Geſetzen und Verwaltungs- 
anweiſungen unterſtehen, von der Erlaubnispflicht aus⸗ 
genommen. Unter die in Ziffer ! dieſer Vorſchrift auf⸗ 
geführten Körperſchaften fallen insbeſondere die Indu⸗ 
ftrie- und Handelskammern (vgl. VO. vom 20. Auguſt 
1934 — Reichsgeſetzbl. I S. 790), der Reichsnährſtand 
(vgl. 8 1 Abf. 2 der Erſten VO. über den vorläufigen 
Aufbau des Reichsnährſtands vom 8. Dezember 1933 — 
Reichsgeſetzbl. I S. 1060) und die Zuſammenſchlüſſe, die 
auf Grund von 83 des Reichsnährſtandgeſetzes vom 
13. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 626) oder auf 
Grund des Geſetzes über den Zuſammenſchluß von Müh⸗ 
len vom 15. September 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 627) 
gebildet find. Zu den in Ziffer 4 des 82 aufgeführten 
Vereinigungen oder Stellen gehören insbeſondere die auf 
Grund der Erſten VO. zur Durchführung des Geſetzes 
zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaues der deutſchen 
Wirtſchaft vom 27. November 1934 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 1194) errichteten Stellen, nämlich die Reichswirt⸗ 
ſchaftskammer, die Reichsgruppen und Wirtſchaftsgruppen. 

Durch die Beſtimmungen des 82 der BD. tritt jedoch 
eine Anderung des Aufgabenbereiches dieſer Stellen nicht 
ein. Insbeſondere haben die Induſtrie- und Handels- 
kammern weiter nach den in meinem Schreiben vom 
22. 1. 1935 — II R 5676/35 — aufaeftellten Grund⸗ 
ſätzen zu verfahren und ſich für einzelne Firmen ihres 
Bezirkes gutachtlich bei den Deviſen⸗ und Überwachungs⸗ 
ſtellen nicht einzufegen, ſondern Gutachten nur dann ab- 
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zugeben, wenn hierzu ein amtlicher Auftrag vorliegt. 
Ebenſo bleiben die Weiſungen meines Runderlaſſes II R 
22370/35 vom 14. 9. 35 an die Überwachungsſtellen 
unberührt, wonach zu Anträgen, die von anderen Stellen 
als den antragsberechtigten Unternehmungen ſelbſt ein⸗ 
gereicht werden, oder zur Befürwortung von Anträgen 
durch dieſe Stellen in Zukunft nicht mehr Stellung zu 
nehmen iſt. 


Die in § 2 Ziffer 2 aufgeführten Rechtsanwälte, No- 
tare uſw. können künftig auch vor den Überwachungs⸗ 
ſtellen unbeſchränkt auftreten. Für ſie gelten die in 
meinem oben bezeichneten Erlaß II R 22370/35 angeord- 
neten Beſchränkungen künftig nicht. 


2. In 83 der BD. habe ich außer Verwahrern und 
Verwaltern und Angeſtellten Handelsfirmen von dem 
Erlaubniszwang befreit, wenn ſie in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit einem in ihren Berufszweig fallenden 
Geſchäft einem Kunden bei der Beſorgung von Deviſen⸗ 
ſachen behilflich ſind, etwa wenn ein Speditionsunter⸗ 
nehmen bei dem ihm von ſeinem Kunden übertragenen 
Geſchäft die Nebenkoſtenbeſcheinigung für dieſen beſorgt. 


Im Hinblick darauf, daß Deviſenbanken in erheblichem 
Umfange mit Deviſenangelegenheiten ihrer Kunden be⸗ 
faßt ſowie vielfach in den Deviſenvorſchriften mit de⸗ 
viſenwirtſchaftlichen Aufgaben betraut worden ſind, iſt 
auch deren Tätigkeit von der Einholung einer Erlaubnis 
in 8 3 Abf. 1 Ziffer 2 freigeſtellt, falls fie ſich im Rahmen 
des Geſchäftsbetriebes der Deviſenbank vollzieht. Ein 
unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen dem Geſchäft 
eines Kunden und der Deviſenberatung braucht hier nicht 
zu beſtehen. 


III. Grund ſätze für die Erlaubniserteilung 


1. Als Deviſenberater iſt nur derjenige zuzulaſſen, der 
die in §6 der VO. aufgeſtellten Erforderniſſe in jeder 
Weiſe erfüllt. Bei der Prüfung, ob der Geſuchſteller die 
für den Beruf des Deviſenberaters erforderliche Zuver⸗ 
läſſigkeit und perſönliche Eignung ſowie genügende Sach⸗ 
kunde beſitzt, iſt ein ſtrenger Maßſtab anzulegen. Es be⸗ 
ſteht kein Anlaß, eine Deviſenberatung in weitem Um⸗ 
fange zuzulaſſen; nach meinen Feſtſtellungen beſteht nur 
ein Bedürfnis für eine Beratung in Deviſenangelegen⸗ 
heiten durch Perſonen, die mit den auf dem Sondergebiet 
der Deviſenbewirtſchaftung ergangenen Vorſchriften be⸗ 
ſonders vertraut ſind. Es ſind deshalb nur Perſonen zu⸗ 
zulaſſen, die nach ihrer Perſönlichkeit und Vorbildung 
ſowie ihrer bisherigen beruflichen Tätigkeit die Gewähr 
dafür bieten, daß ſie eine hervorragende Sachkenntnis 
beſitzen und deshalb in der Lage ſind, gewiſſermaßen als 
Spezialanwälte für Deviſenſachen tätig zu werden. Die 
Geſuchſteller haben ſich daher darüber zu erklären, ob und 
in welchem Umfang ſie ſich bereits in früherer Zeit mit 
der Bearbeitung oder Vertretung von Deviſenſachen be- 
rufs⸗ oder geſchäftsmäßig befaßt haben. Eine nur ver⸗ 
einzelt oder gelegentlich ausgeübte Tätigkeit auf dieſem 
Gebiet wird in der Regel eine Zulaſſung nicht recht⸗ 
fertigen. 


2. Damit der Beruf des Deviſenberaters künftighin nur 
von wirklich geeigneten Perſonen entſprechend den tat⸗ 
ſächlich vorhandenen Bedürfniſſen ausgeübt wird, iſt auch 
bei den bereits mit der Hilfeleiſtung in Deviſenſachen 
befaßten Perſonen das Vorhandenſein des Bedürfniſſes 
zu prüfen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob dieſe 
Perſonen auf Grund der bisherigen Beſtimmungen form⸗ 
los oder ausdrücklich zugelaſſen waren. Bei der Prüfung 
iſt gemäß § 6 zu berückſichtigen, ob das Bedürfnis bereits 
durch eine hinreichende Zahl von Rechtsanwälten, Wirt⸗ 


ſchaftsprüfern uſw. befriedigt wird, vorausgeſetzt, daß 
dieſe Perſonen ſich mit Deviſenberatung tatſächlich be⸗ 
faſſen. 


IV. Verfahren bei der Erteilung der 
Erlaubnis 


1. Die Zulaſſung zur Deviſenberatung erfolgt nicht 
geſondert durch die einzelnen Devifenbehörden, auf deren 
Arbeitsbereich die Tätigkeit des Geſuchſtellers ſich erſtreckt. 
Die Erteilung der Erlaubnis zur geſchäftsmäßigen Hilfe⸗ 
leiſtung in Deviſenſachen iſt zur verwaltungsmäßigen 
Vereinfachung in die Hände des Präſidenten des Landes⸗ 
finanzamtes (Deviſenſtelle) gelegt. Dies ſchließt nicht aus, 
daß die Deviſenſtelle die Stellungnahme anderer Deviſen⸗ 
behörden, bei denen der Geſuchſteller tätig werden will, 
z. B. der Reichsbank, einholt. Gemäß 85 Abſ. 2 der 
VO. hat die Deviſenſtelle dann, wenn der Geſuchſteller 
auch vor einer oder mehreren Aberwachungsſtellen auf- 
treten will, ſich mit den betreffenden Reichsbeauftragten 
ins Einvernehmen zu ſetzen. Die Einholung des Einver⸗ 
ſtändniſſes der Überwachungsſtelle iſt dann nicht erfor- 
derlich, wenn der Geſuchſteller im allgemeinen nur vor 
den Deviſenſtellen, vor den Überwachungsſtellen dagegen 
nur gelegentlich, inſoweit auftreten will, als es ſich um 
deviſenwirtſchaftliche Entſcheidungen handelt, an deren 
Zuſtandekommen außer den Devifenftellen auch die Über⸗ 
wachungsſtellen beteiligt ſind (z. B. Genehmigungen für 
private Verrechnungs⸗ und Rohſtoffkreditgeſchäfte). 


Ergibt ſich aus dem Geſuch, daß der Geſuchſteller auch 
Anträge in Angelegenheiten zu ſtellen beabſichtigt, die 
ausſchließlich in die Zuſtändigkeit einer oder mehrerer 
Überwachungsſtellen fallen, ſo iſt in jedem Falle dem oder 
den Reichsbeauftragten, bei deren Überwachungsſtelle der 
Gefuchſteller tätig werden will, das Geſuch mit allen 
Unterlagen ſowie mit einer Stellungnahme darüber, ob 
die Deviſenſtelle die Zulaſſung im übrigen auszuſprechen 
gedenkt, zuzuleiten. Will ein Geſuchſteller vor allen Über⸗ 
wachungsſtellen oder vor einer größeren Zahl von Aber⸗ 
wachungsſtellen auftreten, fo gebe ich anheim, im Inter⸗ 
eſſe einer einheitlichen Stellungnahme des Reichsbeauf⸗ 
tragten dieſen das Geſuch über mich zuzuleiten. Wider⸗ 
ſpricht der Reichsbeauftragte der Zulaſſung zum Auf- 
treten vor der Überwachungsſtelle, fo ift, wenn im übrigen 
die Vorausſetzungen zu ihrer Erteilung vorliegen, die Er- 
laubnis mit der Maßgabe zu erteilen, daß ſie nicht zum 
Auftreten vor der betreffenden Überwachungsſtelle be⸗ 
rechtigt. Da dem Antrag des Geſuchſtellers in dieſem 
Falle nicht in vollem Umfang entſprochen worden iſt, ſteht 
ihm die Beſchwerde gemäß 8 4 Abſ. 2 der BO. offen. 


2. Zu dem Antrag iſt regelmäßig eine Außerung der 
zuſtändigen Polizeibehörde und des zuſtändigen Gaugrup⸗ 
penleiters Wirtſchaftsrechtler des Nationalſozialiſtiſchen 
Rechtswahrerbundes einzuholen. Hiervon kann abgeſehen 
werden, wenn der Präſident des Landesfinanzamts (De- 
viſenſtelle) einem Geſuch nicht entſprechen will. Im übri⸗ 
gen bleibt es dem Ermeſſen des Präſidenten des Landes⸗ 
finanzamts (Deviſenſtelle) anheimgeſtellt, welchen Stellen 
Gelegenheit zur gutachtlichen Außerung zu den Geſuchen 
zu geben iſt. So wird ſich meiſt die Anhörung der für den 
Wohnſitz des Geſuchſtellers zuſtändigen Induſtrie⸗ und 
Handelskammer empfehlen. Will ein Geſuchſteller in 
erſter Linie Angelegenheiten des Warenverkehrs aus dem 
Zuſtändigkeitsbereich des Reichsminiſteriums für Ernäh⸗ 
rung und Landwirtſchaft beſorgen, ſo kommt als begut⸗ 
achtende Stelle die Reichshauptabteilung III des Reichs⸗ 
nährſtandes in Berlin in Frage. 


3. Da ich auf eine eingehende Prüfung des Geſuches 
Wert lege, iſt bereits bei ſeiner Einreichung darauf zu 
achten, daß es den Erforderniſſen des § 10 der VO. ent- 
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ſpricht. Vor Anhörung anderer Stellen iſt dem Geſuch⸗ 
ſteller aufzugeben, etwaige unvollſtändige Angaben über 
feinen Ausbildungsgang und feine bisherige berufliche 
Tätigkeit zu ergänzen ſowie nicht eingereichte Unterlagen 
nachzureichen. 


4. Über die Geſuche iſt möglichſt beſchleunigt zu 
entſcheiden. Demgemäß wird auch bei allen Erſuchen um 
Außerungen auf die Notwendigkeit beſchleunigter Erledi⸗ 
gung beſonders hinzuweiſen ſein. Bevorzugt ſind die Ge⸗ 
ſuche der Perſonen zu bearbeiten, die bereits vor dem In⸗ 
krafttreten der VO. geſchäftsmäßig in fremden Deviſen⸗ 
ſachen Hilfe geleiſtet haben und die gemäß § 22 ihre 
Tätigkeit bis zur Entſcheidung über ihre Zulaſſung fort. 
ſetzen können, wenn ſie die Erlaubnis innerhalb eines 
Monats nach dem Inkrafttreten der VO. nachſuchen. 


5. Wird die Erlaubnis nur beſchränkt erteilt, ſo iſt der 
Umfang der Tätigkeit, die der Geſuchſteller vornehmen 
darf, in dem Beſcheid genau zu umſchreiben. Von der Er⸗ 
teilung von Weiſungen für die Beſchränkung der Berufs- 
bezeichnung gemäß § 13 Abſ. 2 der VO. iſt vorerſt abzu- 
ſehen. 

Wird die Erlaubnis verſagt, ſo iſt dies im Beſcheid 
regelmäßig kurz zu begründen. Beſchwerden gegen die 
beſchränkte Erteilung oder die Verſagung der Erlaubnis 
ſind bei den Deviſenſtellen einzureichen. Dieſe haben ſie 
dem Neichswirtſchaftsminiſter mit Bericht vorzulegen. 


6. Von den Beſcheiden ſind die Reichsbeauftragten der 
Überwachungsſtellen zu unterrichten, deren Stellungnahme 
eingeholt war. Im übrigen bleibt es den Deviſenberatern 
überlaſſen, vor anderen Stellen ihre Zulaſſung durch Vor⸗ 
lage des Zulaſſungsbeſcheides oder einer Abſchrift oder 
Photokopie desſelben nachzuweiſen. 


V. Überwachung der Geſchäftsführung der 
Deviſenberater; Widerruf der Erlaubnis 


1. Die ordnungsmäßige Führung der Geſchäfte der zu⸗ 
gelaſſenen Deviſenberater iſt in geeigneter Weiſe zu prü⸗ 
fen; zu dieſem Zweck ift von Zeit zu Zeit, ferner dann, wenn 
die von den Deviſenberatern geſtellten Anträge oder wenn 
Beſchwerden über ihre Geſchäftsführung Anlaß zu Be⸗ 
anſtandungen bieten, Einſicht in die auf Grund von 816 
zu führenden Bücher und in die Akten zu nehmen. Die 
Anforderung von Berichten über dieſe Prüfungstätigkeit 
behalte ich mir vor. 


2. Von der in § 18 der VO. vorgeſehenen Möglichkeit 
des Widerrufs der erteilten Erlaubnis iſt nur dann Ge⸗ 
brauch zu machen, wenn das Vorliegen der in dieſer Vor⸗ 
ſchrift aufgeſtellten Vorausſetzungen einwandfrei nach⸗ 
gewieſen iſt. Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten 
wird es mitunter ausreichend ſein, wenn der Deviſen⸗ 
berater auf die Folgen des Wiederholungsfalles hinge⸗ 
wieſen wird. 

In dem Beſcheid, durch den der Widerruf der Erlaub⸗ 
nis ausgeſprochen wird, ſind die Gründe und die verletzten 
Vorſchriften anzugeben. 


VI. Auskunftspflicht der Deviſenberater 


Da Deviſenberater zur Geheimhaltung der ihnen ge⸗ 
legentlich ihrer Tätigkeit mitgeteilten Tatſachen verpflich- 
tet ſind und ſich bei Offenbarung der ihnen anvertrauten 
oder zugänglich gewordenen Geheimniſſe nach § 21 der 
VO. ſtrafbar machen, liegen die gleichen Vorausſetzungen 
vor, die dazu geführt haben, von Rechtsanwälten und 
Verteidigern Auskünfte über ſolche Tatſachen gemäß § 34 
Dev. nicht zu verlangen. Ich erſuche daher, die im 
Nunderlaß 75/33 vom 11. Dezember 1933 aufgeſtellten 
Grundſätze über die Auskunftspflicht von Rechtsanwälten, 
Be een uſw. auch gegenüber Deviſenberatern anzu⸗ 

enden. 


VII. Hinterlegung von Beträgen bei 
Deviſenberatern 


Um den Oeviſenberatern die Möglichkeit zu geben, Geld 
von Inländern für Rechnung von Ausländern unbehin⸗ 
dert entgegenzunehmen und die erforderlichen Genehmi⸗ 
gungen nachträglich einzuholen, dehne ich die Beſtimmung 
von Abſchn. II 14 A Ri auf Deviſenberater aus. Es 
können alſo künftighin Reichsmarkzahlungen bei einem 
Deviſenberater zu treuen Händen unter der Vorausſetzung 
hinterlegt werden, daß der Deviſenberater unverzüglich die 
zur Weitergabe des Betrages erforderliche Genehmigung 
nachſucht und den Betrag, falls die Genehmigung verſagt 
wird, alsbald an den zahlenden Inländer zurückzahlt. 


Im Auftrag: Dr. Hartenſtein 


Der Reichs⸗ und 
Preußiſche Wirtſchaftsminiſter 
VI (Dev.) 236/36 


Zugleich 
Runderlaß der Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung 
94/36 D. St. 
Ar. r TE 
36/36 Ue. St. 


Betrifft: VII4: Zulaſſung von Deviſen⸗ 
beratern, Abergangs regelung; im 

90/36 D. St. 

eien gast. 

1. Mit Rückſicht darauf, daß Perſonen, die bereits vor 
dem 1. Juli, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ver⸗ 
ordnung über die geſchäftsmäßige Hilfeleiſtung in De⸗ 
viſenſachen vom 29. Juni 1936, als Deviſenberater tätig 
geweſen find, gemäß § 22 Abſ. 2 der VO. ihre Tätigkeit 
bis zur Entſcheidung über das von ihnen bis zum 31. Juli 
1936 zu ſtellende Zulaſſungsgeſuch fortſetzen können, ſind 
neue Anträge in Deviſenſachen von ſolchen Perſonen bis 
zum 31. Juli 1936 oder, wenn ſie bis zu dieſem Zeitpunkt 
ihre Zulaſſung nach der neuen VO. beantragt haben, bis 
zur Entſcheidung über ihr Zulaſſungsgeſuch entgegen⸗ 
zunehmen und zu bearbeiten. Das gleiche gilt von ſeit 
dem Inkrafttreten der WO. geſtellten neuen Anträgen 
jüdiſcher Deviſenberater, jedoch im Hinblick darauf, daß 
ihnen gemäß 8 8 Abſ. 2 der VO. auf ein an mich gerichte 
tes Geſuch nur die Erlaubnis zur Hilfeleiſtung in De⸗ 
viſenſachen jüdiſcher Auswanderer erteilt werden kann, 
mit der Einſchränkung, daß nur ſolche Anträge von ihnen 
entgegenzunehmen ſind, die Deviſenſachen jüdiſcher Aus⸗ 
wanderer betreffen. 


Berlin W8, den 7. Juli 1936 
Behrenſtr. 43 


vom 7. Juli 1936. 


2. Im Intereſſe einer reibungsloſen Abwicklung und 
zur Vermeidung von Verzögerungen beſtimme ich, daß 
alle vor dem 1. Juli 1936 von Deviſenberatern alter Art, 
einſchließlich der jüdiſchen, geſtellten Anträge von dieſen 
weiterbehandelt werden können, auch wenn eine Zulaſſung 
als Deviſenberater nach der neuen VO. von dieſen Per⸗ 
ſonen nicht beantragt wird. Das gleiche gilt bei An⸗ 
trägen, die gemäß Ziffer 1 dieſes RE in der Zeit vom 
Inkrafttreten der VO. bis zur Enſcheidung über das Zu⸗ 
laſſungsgeſuch der betreffenden Perſonen neu eingereicht 
worden find, für die Abwicklung folder Anträge nach Ab- 
lehnung des Zulaſſungsgeſuches. 


3. Als Silfeleiftung in Deviſenſachen jüdiſcher Aus⸗ 
wanderer gemäß 88 Abſ. 2 der VO. gilt ſowohl die 
Hilfeleiſtung für Juden, die auszuwandern beabſichtigen, 
als auch für ſolche, die nach dem 3. Auguſt 1931 aus⸗ 
gewandert ſind. 


Im Auftrag: Dr. Hartenſtein 
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II. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Verordnung über Anderung des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif. Vom 13. Juli 1936 
— Bcrrichtigungsblätter werden alsbald geliefert — 


(102. Berichtigung der Handausgabe) 


Auf Grund der Verordnung des Reichsminiſters des Auswärtigen vom 9. Juli 1936 über die vorläufige An- 
wendung einer Neunten Zuſatzvereinbarung zum deutſch⸗ſchweizeriſchen Abkommen über den gegenſeitigen Warenverkehr 
(Reichsgeſetzbl. II Nr. 25) ſowie auf Grund des § 12 des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869 in Verbindung mit $ 12 
der Reichsabgabenordnung find mit Wirkung vom 20. Juli 1936 an im Warenverzeichnis zum Zolltarif im Stich⸗ 
wort »Papier und Pappwaren« Ziffer 8b Abſ. 1 die beſtehenden Vertragsbeſtimmungen durch die folgenden neuen Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen zu erſetzen: 


Hutgeflechte: 
aus mit Streifen von transparentem Viskosepapier vollstandig um- 
wickelten Fäden, Streifen oder faden- oder streifenförmigen Gebilden, 
auch mit einem Zettel, sowie aus beiderseitig mit transparentem | 
Viskosepapier & überklebten Streifen von Ramiesparterie mit einem 
Zettel aus Baumwolle oder Rami ® v 210 
Anmerkungen zu Sb Abs.1. 

J. Der Vertragszollsatz von 210 RM gilt nur für eine Menge im 
Kalenderjahr, die 85 v. H. derjenigen Menge an Waren der 
Nr. 671 entspricht, die nach der amtlichen deutschen Einfuhr- 
statistik im Durchschnitt der Jahre 1930, 1931 und 1932 aus 
dem einzelnen Vertrags- oder meisibegünstigten Staat in das 
deutsche Zollgebiet eingeführt worden sind. Von der Jahres- 
menge darf im ersten Kalendervierteljahr nur bis zur Hälfte zu 
dem Vertragssatz von 210 RM eingeführt werden. 

2. Die Abfertigung der Hutgeflechte zu dem Zollsatze von 210 AH 
ist nur zulässig bei höchsiens drei Zollstellen, die für den ein- 
zelnen Vertrags. oder meistbegünstigten Staat vom Reichs- 
minister der Finanzen auf Grund zwischenstaatlicher Verein- 
barungen bestimmt sind. Sie ist ferner nur zulässig bei Vor- 
legung besonderer Bescheinigungen einer Stelle des betreffenden 
Vertrags- oder meisibegünstigten Staates nach näherer Verein- 
barung mit der Reichsregierung. 


ande N RE — v 550 


Berlin, 13. Juli 1936 
Der Reihsminifter der Finanzen 
Im Auftrage: Ernſt 
21401 — 412 II 


Aus dem gleichen Anlaß ſind im Gebrauchszolltarif und in der Anleitung für die Zollabfertigung (Teil II A 2) 
folgende Anderungen vorzunehmen: 
J. Gebrauchszolltarif 
(106. Berichtigung der Handausgabe) 


In der Tarifſtelle 671 Abſ. 1 find die beſtehenden Vertragsbeſtimmungen durch die folgenden neuen Vertrags: 
beſtimmungen zu erſetzen: 


wickelten Fäden, Streifen oder faden- oder streifenförmigen Gebilden, auch 
mit einem Zettel, sowie aus beiderseitig mit transparentem Viskose- 
papier überklebten Streifen von Ramiesparterie mit einem Zettel aus 
Baum rolled, Hf. sn n. elA tape ae > Bapelee 


Anmerkungen zu 468. I. 


1. Der Vertragszollsatz von 210 RM gilt nur für eine Menge 
im Kalenderjahr, die 85 v. H. derjenigen Menge an Waren 
der Nr.671 entspricht, die nach der amtlichen deutschen 
Einfuhrstatistik im Durchschnitt der Jahre 1930, 1931 und 
1932 aus dem einzelnen Vertrags- oder meisibegünstigten 
Staat in das deutsche Zollgebiet eingeführt worden sind. Von 
der Jahresmenge darf im ersten Kalendervierteljahr nur bis 
zur Hälfte zu dem Vertragssatz von 210 RM eingeführt 


Huigeflechte: 
aus mit Sireifen von transparentem WViskosepapier vollständig um- 
v 210 
werden. 
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2. Die Abfertigung der Hutgeflechte au dem Zollsatze von 210 RM 
ist nur zulässig bei höchstens drei Zollstellen, die für den 
einzelnen Vertrags- oder meistbegünstigten Staat vom Reichs- 
minister der Finanzen auf Grund zwischenstaatlicher Ver- 
einbarungen bestimmt sind. Sie ist ferner nur zulässig bei 
Vorlegung besonderer Bescheinigungen einer Stelle des be. 
treffenden Vertrags. oder meistbegünsligten Staates nach 
näherer Vereinbarung mit der Reichsregierung. 


II. Anleitung für die Zollabfertigung 
(5. Berichtigung der Handausgabe Teil II) 


In Teil II A 2 erhält die Ifde. Nr. 65 e folgende Faſſung: 


65 e 


aus 671 [Hutgeflechte aus mit Streifen von transparentem Viskoſe⸗ 


papier vollſtändig umwickelten Fäden, Streifen oder faden⸗ 
oder ſtreifenförmigen Gebilden, auch mit einem Zettel, 
ſowie aus beiderſeitig mit transparentem Viskoſepapier über⸗ 
klebten Streifen von Ramieſparterie mit einem Zettel aus 
Baumwolle oder Ramie, ſofern für die Hutgeflechte die 
vertragsmäßige Zollbehandlung nach den Anmerkungen zu 


Abf. 1 der Nr. 671 in Frage kommt 


Vereinszollgeſetz § 29 Abſ. 5 Satz 2 Halbſatz 1; Tara- 

ordnung SA Abſ. 1. 

Eigelb oder gefrorenes Eiweiß eingeht, find kleine Am⸗ 

ſchließungen, welche zur unmittelbaren Sicherung der 
Ware nötig ſind, und gehören zum Reingewicht. 

Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 

vom 24. Juni 1936 IVA — 75/36 U 


21422 — 133 II 


VI. Weltgeflügelkongreß in Leipzig 


Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung d. NuPrMdJ. v. 
5. 2. 1936 für die Weltgeflügelausſtellung in Leipzig 


Auf Grund der 88 7, 17 des Viehſeuchengeſ. v. 26. 6. 
1909 (RGBl. S. 519) beftimme ich hiermit für die Be- 
ſchickung der Weltgeflügelausſtellung in Leipzig, die 
vom 24. 7. bis zum 2. 8. 1936 ſtattfindet, für das 
preußiſche Staatsgebiet folgendes: 


Ausländiſches Geflügel 


81 
Das zur Einfuhr kommende Auslandsgeflügel bedarf 
meiner veterinärpolizeilichen Einfuhrgenehmigung, die der 
Grenzzollſtelle vorzulegen iſt. Einfuhranträge ſind mir 
rechtzeitig über das Generalſekretariat des Weltgeflügel⸗ 
kongreſſes 1936, Berlin SWö68, Kochſtr. 6/7, einzu⸗ 
reichen. 
8 2 
(1) Die Tiere müſſen von einem Urſprungs und 
amtstierärztlichen Geſundheitszeugnis in deutſcher 
Sprache begleitet ſein. 


(2) Aus dem Urſprungszeugnis müſſen Herkunfts⸗ 
land und Herkunftsort des Geflügels, Name und Wohn⸗ 
ort des Tierbeſitzers und des Ausſtellers, Anzahl, Gat⸗ 
tung, Geſchlecht, Raſſe und beſondere Merkmale der Tiere, 
wie Fußringe u. dgl., zu erſehen fein. Das Urſprungs⸗ 
zeugnis muß auch eine Erklärung enthalten, nach der das 
Geflügel in den letzten 3 Monaten ununterbrochen in dem 
angegebenen Herkunftsort geſtanden hat. Das Urfprungs- 
zeugnis iſt von der zuſtändigen Heimatbehörde auszuſtellen. 


Blechkaniſter, in denen gefrorenes 


Se re 750 671 


(3) In dem Geſundheitszeugnis muß von dem 
zuſtändigen beamteten Tierarzt beſcheinigt ſein, daß das 
Geflügel und der Herkunftsbeſtand innerhalb der letzten 
3 Tage vor der Abſendung der Tiere amtstierärztlich 
unterſucht und unbedenklich befunden worden ſind, und 
daß am Herkunftsort und in deſſen Nachbargemeinden in 
den letzten 4 Wochen eine anzeigepflichtige, auf Geflügel 
übertragbare Krankheit (Geflügelcholera, Hühnerpeſt) nicht 


geherrſcht hat. In dem Geſundheitszeugnis iſt ferner zu 
beſcheinigen, daß die Behälter, in denen das Geflügel be⸗ 
fördert wird, entweder neu hergeſtellt oder vor ihrer Ver. 


wendung gereinigt und desinfiziert worden ſind. 


(4) Der Sendung muß außerdem eine Beſcheinigung 
beigegeben ſein, aus der die deutſche Grenzeintrittsſtelle 
und die deutſche Beſtimmungsſtation erſehen werden koͤn⸗ 
nen, ſoweit ſie nicht auf dem Urſprungszeugnis vermerkt 


ſind. 
83 


Das Geflügel unterliegt einer grenztierärztlichen Unter⸗ 
ſuchung. Kranke, ſeuchenverdächtige oder der Anſteckung 
verdächtige Tiere werden an der Grenze zurückgewieſen. 


84 

(1) Die Beförderung des Geflügels von der Grenze zur 
Beſtimmungsſtation hat in bahnamtlich plombierten 
Eiſenbahnwagen oder Behältern zu erfolgen. Von der 
Verbleiung iſt abzuſehen, wenn ſich das Geflügel unter 
der Aufſicht eines Begleiters frei im Eiſenbahnwagen be- 
findet. 

(2) Die Behälter müſſen mit Verſchlußkappen zum An⸗ 
bringen von Plomben verſehen und außerdem ſo beſchaffen 
fein, daß das Herausfallen von tieriſchen Abgängen, Fut⸗ 
terreſten und Streu ſowie das Herausnehmen des Ge⸗ 
flügels ohne Entfernung der Verſchlüſſe verhindert wird. 


(3) Ausländiſches und inländiſches Geflügel darf nicht 
gemeinſam in einem Eiſenbahnwagen verladen werden. 
Dies gilt auch für die Abbeförderung des Geflügels von 
der Ausſtellung. 


85 
(1) Nach der Ankunft auf der Eiſenbahnbeſtimmungs⸗ 
ſtation iſt das Geflügel amtstierärztlich zu unterſuchen 
vorher darf es nicht von dort entfernt werden. 


75 
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(2) In die Ausſtellungshallen darf nur geſundes und 


unbedenklich befundenes Geflügel gebracht werden. Das 
Urteil des beamteten Tierarztes iſt entſcheidend. 


9 12 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung unterliegen 
den Strafbeſtimmungen der 88 74 ff. des Viehſeuchen⸗ 


(3) Geflügel, das nach dem Gutachten des beamteten 
Tierarztes nicht zur Ausſtellung zugelaſſen werden darf, 
iſt in beſonderen unter tierärztlicher Aufſicht ſtehenden 
Räumen außerhalb der Ausſtellung unterzubringen. Ge⸗ 


geſetzes v. 26. 6. 1909. 


flügel, das mit Geflügelcholera oder Geflügelpeſt behaftet 


iſt, iſt ſofort zu töten und nach Anordnung des beamte- 


ten Tierarztes unſchädlich zu beſeitigen. Entſchädigung 


wird hierfür nicht gewährt. 


(4) Das ausländiſche Geflügel darf nur auf Rampen 
ent und verladen werden, die für inländiſches Geflügel 


keine Verwendung finden. 


(6) Von der Eiſenbahnbeſtimmungsſtation nach den 
Ausſtellungshallen oder Abſonderungsräumen und um⸗ 


gekehrt muß das Geflügel mit Eiſenbahnwagen oder ande⸗ 


ren Fahrzeugen befördert oder in geſchloſſenen Behältern 
getragen werden. 


(6) Auf dem Ausſtellungsgelände iſt das ausländiſche 
Geflügel getrennt von dem inländiſchen Geflügel in be— 
ſonderen Hallen unterzubringen. In dieſe und aus dieſen 
darf das ausländiſche Geflügel nur durch beſondere Zu⸗ 
und Ausgänge verbracht werden, durch die inländiſches 


Geflügel nicht geleitet wird. 


8 6 
Die Beſtimmungen in den 88 1—5 gelten ſinngemäß 
auch für das auf dem Luftwege eingeführte Geflügel mit 
der Maßgabe, daß die grenztierärztliche Unterfuchung 
unterbleibt. Es findet nur eine amtstierärztliche Unter⸗ 
ſuchung auf dem Beſtimmungsflughafen ſtatt. Vorher 
darf das Geflügel von dort nicht entfernt werden. 


8 
(1) Ausgeſtelltes Auslandsgeflügel, das in Oeutſchland 
verbleiben ſoll, darf nur nach dem vom Beſitzer des Ge⸗ 
flügels oder ſeinem Vertreter der Ausſtellungsleitung an- 
gegebenen Beſtimmungsort befördert werden. 


88 
Weitergehende viehſeuchenpolizeiliche Anordnungen tre- 
ten für das Ausſtellungsgeflügel außer Kraft. 


Kaninchen 


8 10 

(1) Die ausländiſchen und die inländiſchen Kaninchen 
werden an den hierfür beſtimmten Eingangsſtellen zum 
Ausſtellungsgelände amtstierärztlich unterfucht. Vorher 
dürfen ſie nicht auf das Ausſtellungsgelände gebracht 
werden. 

(2) In die Ausſtellungshallen dürfen nur geſunde und 
unbedenklich befundene Kaninchen eingeſtellt werden. Das 
Gutachten des beamteten Tierarztes iſt entſcheidend. 

(3) Kaninchen, die nach dem Gutachten des beamteten 
Tierarztes nicht zur Ausſtellung zugelaſſen werden dürfen, 
ſind in beſonderen unter tierärztlicher Aufſicht ſtehenden 
Räumen außerhalb der Ausſtellung unterzubringen. 


Koſten 


8 11 
(1) Die entſtehenden Koſten fallen den Ausſtellern zur 
Laſt. 


(2) Die Koſten der amtstierärztlichen Unterſuchung in 
den Fällen des § 7 trägt der Geflügelbeſitzer. 


Zur viehſeuchenpolizeilichen Anordnung d. Ru PrMdg. 
v. 5. 2. 1936 für die Weltgeflügelausſtellung in Leipzig, 
die vorſtehend abgedruckt iſt, bemerke ich folgendes: 


Gleichlautende viehſeuchenpolizeiliche Anordnungen ſind 
von ſämtlichen deutſchen Landesregierungen erlaſſen wor- 
den. Die veterinärpolizeilichen Einfuhrgenehmigungen 
werden vom Herrn Reichs- und Preußiſchen Miniſter des 
Innern allein für alle in Betracht kommenden deutſchen 
Landesregierungen erteilt. 


Zollvormerkliche und deviſenrechtliche 
Behandlung der Ausſtellungsgüter 


Für die zollvormerkliche Behandlung ſämtlicher auf 
dem Eiſenbahnwege aus dem Auslande eingehenden Aus— 
ſtellungsſendungen (Anſchrift in den Beförderungspapie⸗ 
ren: Leipziger Meſſe⸗ und Ausſtellungs AG. (VI. Welt 
geflügelkongreß 1936) Station Leipzig⸗Stötteritz, An⸗ 
ſchlußgleis Ausſtellungsgelände) iſt allein die während der 
Ausſtellung in Leipzig beſonders eingerichtete »Zollzweig⸗ 
ſtelle — VI. Weltgeflügelkongreß Leipzig zuſtändig. Sie 
wird in der Zeit vom 18. bis 23. Juli 1936 auf dem 
Güterbahnhof Leipzig ⸗Stötteritz (für Eingangsabferti⸗ 
gungen) und in der Zeit vom 24. Juli bis 5. Auguſt 1936 
in der Halle 9 auf dem Ausſtellungsgelände (für Aus⸗ 
gangsabfertigungen) untergebracht. Die Sendungen ſind 
von den Grenzzollſtellen mit Begleitſchein I oder Begleit⸗ 
zettel an dieſe Zollzweigſtelle zu überweiſen. 


Für die Abfertigung der auf dem Luftwege eingehenden 
Ausſtellungsgüter iſt das Zollamt Schkeuditz Flughafen 
zuſtändig, gegebenenfalls find die Sendungen mit Be⸗ 
gleitſchein L an dieſes Zollamt zu überweiſen. 


Die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung hat ſich da- 
mit einverſtanden erklärt, daß die zur Ausſtellung ein⸗ 
gehenden Waren, die dem devifenpolitiſchen Abfertigungs⸗ 
verbot unterliegen, auch dann zum Zollrormerkperfahren 
abgefertigt werden, wenn eine Deviſenbeſcheinigung oder 
ein gleichgeſtelltes Papier nicht vorgelegt wird. Weiter 
kann bei der vormerklichen Abfertigung von Waren, die 
dem deviſenpolitiſchen Abfertigungsverbot nicht unter⸗ 
liegen und für die eine Deviſenbeſcheinigung nicht vor⸗ 
gelegt wird, von der Erſtattung von roten Meldungen 
abgeſehen werden. 


Sollen vorgemerkte Ausſtellungsgüter, die dem deviſen⸗ 
politiſchen Abfertigungsverbot unterliegen, in den freien 
Verkehr überführt werden, ſo iſt der Zollzweigſtelle in 
Leipzig vorher eine Deviſenbeſcheinigung oder eine gleich. 
geſtellte deviſenrechtliche Genehmigung vorzulegen. Für 
Geflügel und Kaninchen werden auf dem Ausſtellungs⸗ 
gelände auf Antrag Deviſenbeſcheinigungen erteilt. 


RIM. vom 8. Juli 1936 — 2 1101 — 768 II 


Druckfehlerberichtigung 
103. Berichtigung der Handausgabe des Warenverzeichniſſes) 
Im Reichszollblatt Nr. 105 für 1935 iſt auf Seite 459 
unter Nr. 24 (Stichwort „Riech⸗ und Schönheitsmittel«) 
ſtatt »ſowie wohlriechende Fette und mineraliſche Sle⸗ 
zu ſetzen »ſowie wohlriechende fette und mineraliſche 
Ole. 


NFM. vom 6. Juli 1936 — 2 1400 — 1129 I 
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III. Verbrauchsabgaben 


5. Branntweinmonopol 


Verordnung über den Bezug von Spiritus zu Treibſtoff⸗ 
zwecken. Vom 7. Juli 1936 


Auf Grund des Artikels 2 des Geſetzes über Zollände⸗ 
rungen vom 15. April 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 131) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 15. Auguſt 1935 (Reichs 
geſetzbl. 1 S. 1095) wird die Verordnung über den Be⸗ 
zug von Spiritus zu Treibſtoffzwecken vom 4. Juli 1930 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 199), zuletzt geändert durch Verord- 
nung vom 6. Mai 1936 (Reichsgeſetzbl. I S. 443), mit 
Wirkung vom 1. Auguſt 1936 wie folgt geändert: 


1. Im 84 erhalten die Abſätze 3 und 4 folgende Faſſung: 


„Der Inhaber des Spiritusbezugsſcheins iſt be- 
rechtigt, binnen 14 Tagen nach Ausſtellung des 
Bezugsſcheins die auf dieſem angegebene Spiritus⸗ 
menge inſoweit von der Reichsmonopolverwaltung 
zu beziehen, als er ſie braucht, um die aus dem 
Ausland eingeführten oder im Inlande hergeſtellten 
Treibſtoffe in der von der Reichsmonopolverwaltung 
vorgeſchriebenen Weiſe mit Treibſtoffſpiritus zu 
vermiſchen. Soweit er nicht bezieht, iſt er verpflichtet, 
den Bezugsſchein bei der Reichsmonopolverwaltung 
oder einer von dieſer bezeichneten Stelle einzulöſen 
(Einlöſungspflicht) gegen einen Geldbetrag, den die 
Reichsmonopolverwaltung nach Anweiſung des 
Neichsminiſters der Finanzen feſtſetzt und öffentlich 
bekanntmacht (Einlöfungsbetrag). Der bezogene Spi⸗ 
ritus darf an andere nicht weitergegeben werden. 

Die Spiritusmenge, die auf einen Bezugsſchein 
nicht abgenommen wird, hat die Reichsmonopolver⸗ 
waltung im Rahmen des Bedarfs, der ſich aus dem 
von ihr vorgeſchriebenen Miſchungsverhältnis ergibt, 
zum Einlöſungsbetrag Treibſtoffzwecken zuzuführen. « 

2.818 Abſ. 1 Satz! erhält folgende Faſſung: 

»Wer ſeiner Spiritusbezugspflicht nicht genügt 
oder den ihm nach dieſer Verordnung auferlegten 
Verpflichtungen nicht nachkommt, kann einer Geld- 
buße (Sicherungsgeld) unterworfen werden, die für 


den einzelnen Fall bis auf zehntauſend Reichsmark 
bemeſſen werden kann. 


Berlin, den 7. Juli 1936 


Der Reicdysminifter der Finanzen 
In Vertretung: Reinhardt 


Bekanntmachung zur Verordnung über den Bezug von 
Spiritus zu Treibſtoffzwecken vom 4. Juli 1930 
(Reichsgeſetzbl. I S. 199) 


I. Spiritusbezug § 4 der Verordnung: 


Die Spiritusbezugsſcheine ſind bei der Reichs⸗ 
monopolverwaltung für Branntwein, Verwertungs⸗ 
ſtelle, Berlin WI, Schellingſtr. 14/15, zu beantragen. 

eit dem Antrag iſt, ſofern nicht für die beantragte 
Treibſtoffſpiritusmenge Barzahlung erfolgt, nach 
den bei der Reichsmonopolverwaltung für Zahlungs- 
ſtundung geltenden Beſtimmungen Sicherheit zu 
leiſten. 

Soweit der Inhaber eines Spiritusbezugsſcheines 
nach § 4 Abf. 3 der Verordnung berechtigt iſt, auf 
den Spiritusbezugsſchein Treibſtoffſpiritus zu be- 
ziehen, muß er ihn innerhalb 14 Tagen, gerechnet 


vom Ausſtellungstag des Bezugsſcheins, beſtellen. 
Für die Beſtellung, Bezahlung und Stundung gel- 
ten die Bezugsbedingungen der Reichsmonopolver⸗ 
waltung. 

Wird bis zum Ablauf von 14 Tagen nach Aus⸗ 
ſtellung des Bezugsſcheins die volle Menge Treib- 
ſtoffſpiritus nicht beſtellt, fo iſt der Preis des nicht 
bezogenen Spiritus abzüglich des Einlöſungsbetrages 
ſofort bar zu zahlen. War bereits bei Beantragung 
des Bezugsſcheins der Preis bar bezahlt, ſo wird für 
die nicht bezogene Menge der Einloſungsbetrag er- 
ſtattet. 


II. Beſtimmungen zu §7 der Verordnung: 


1. Der von der Reichsmonopolverwaltung für Brannt- 
wein gelieferte Treibſtoffſpiritus iſt, ſoweit dieſe 
nicht im Einzelfall Ausnahmen zuläßt, zu fertigen 
Kraftſtoffen der folgenden Zuſammenſetzungen zu 
verarbeiten: 


Zweiergemiſch: 
11 Gew. é Treibſtoffſpiritus, 
89 Gew. Benzin. 

Dem Benzin können bis zu 10 Gew. reines 
Benzol oder Benzol⸗Methanol-Gemiſch (ſ. An⸗ 
ordnung Nr. 4 der Überwachungsſtelle für Mi⸗ 
neralöl vom 9. Juli 1936) beigemiſcht ſein. 


Dreiergemiſch: 
entweder 3 bis 4 Gew. Treibſtoffſpiritus, 
mindeſtens 38,5 Gew. % é Benzol⸗Methanol-Ge⸗ 
mild) (. Anordnung Nr. 4 der Überwachungs- 
ſtelle für Mineralöl vom 9. Juli 1936), 
Reſtmenge Benzin. 
Dem Venzin kann reines Benzol zugemiſcht 


werden, wenn mindeſtens 44 Gew. Benzol; 
Methanol⸗Gemiſch verwendet werden 


oder 3 bis 4 Gew. % Treibſtoffſpiritus, 
3,5 bis 5 Gew. % é Methanol, 
mindeſtens 35 Gew. reines Benzol, 
Reſtmenge Benzin; 
jedoch muß bei einem Benzolzuſatz bis zu 
40 Gew. % der Methanolanteil mindeſtens 
10 v. H. des Benzolzuſatzes betragen. 


2. Die Kraftſtoffe dürfen ſich bei Temperaturen bis 
zu — 30° nicht entmiſchen. 

3. Die Kraftſtoffe dürfen nur für motoriſche Zwecke 
abgegeben und verkauft werden. 

4. Eine nachträgliche Anderung in der Zuſammen⸗ 
ſetzung der fertiggeſtellten Kraftſtoffe iſt verboten. 


Dieſe Beſtimmungen treten am 1. Auguſt 1936 in 
Kraft. Mit dem gleichen Zeitpunkt tritt die Bekannt— 
machung zur Verordnung über den Bezug von Spiritus 
zu Treibſtoffzwecken vom 10. Juli 1930 — V7153 88 — 
2296 IJ a (Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 160 vom 12. Juli 
1930, Neichszollblatt 1930 S. 366) — außer Kraft. 


Berlin, den 9. Juli 1936 


Reichsmonopolverwaltung für Branntwein 
Nebelung 
V 7153 B 8 — 1687 IIa 


— 242 — 


Sonſtige Nachrichten 


Merkblatt über die Deviſenüberwachung Teil J 
(Dev Merkbl. I). 


Die Berichtigungsblätter der 1. Berichtigung der Hand⸗ 
ausgabe ſind geliefert worden. 


Nichtamtlicher Teil 


Kommentar zum Geſetz über das Branntweinmonopol 
von Weidner⸗Seydel. Neubearbeitet von Regierungs- 
rat Seydel. 5 Bände. Erſchienen ſind Band 2 (Grund⸗ 
beſtimmungen, Branntweinerſatzſteuerordnung), Band 3 
(Brennereiordnung). Ladenpreis: Band 2 3,50 Ach, 
Band 3 9,00 Ne. Verlag Reinhold Kühn A. G., 
Berlin SWö68, Kochſtr. 5. 
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